Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 688 


Antrag 

der Fraktion der KPD 


betr.: Watenstedt-Salzgitter. 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Die Bundesregierung wird beauftragt, der Hohen Kommission im 
Namen des Bundestages die nachstehenden Forderungen zuzuleiten 
und deren Verwirklichung zu verlangen: 

1. Einstellung jeglicher Demontagearbeit an allen Betrieben der 
ehemaligen Reichswerke von Watcnstedt-Salzgitter, 

2. Abtransport aller, z. T. aus DP s bestehenden Demontage-Trupps, 

3. Aufhebung der Besetzung des Werksgeländes durch Truppen der 
Besatzungsmächte, 

4. Aufhebung des Befehls der Hohen Kommission, durch den 
sämtliche politischen Versammlungen innerhalb des Stadtgebietes 
verboten werden. 

Die Bundesregierung wird ferner beauftragt, in Zusammenwirken 
mit der Landesregierung von Niedersachsen, den Gewerkschaften 
und den Betriebs Vertretungen der ehemaligen Reichswerke ein 
Soforthilfe-Programm auszuarbeiten und dem Bundestag vorzulegen, 
in dem ausreichende Mittel zur Verfügung gestellt werden, um die 
Arbeitsmöglichkeit und damit die Existenzgrundlage der Bevölkerung 
des Gebietes von Watenstedt-Salzgitter sicherzustellen. 


Bonn, den 8. März 1950 


Renner und Fraktion 


Drude : Buchdruckerei R. Madel, Bonn, Argelauderstraße öl 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breitestraße 30 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



